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Vizepräsident Dr. Stölzl: Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Lindner! – Die SPD fährt fort. Der
Herr Kollege Schimmler hat das Wort! – Bitte schön!

[Sen Dr. Körting: Das mit dem Polizeipräsidenten können Sie aufnehmen!]

Schimmler (SPD): Das können wir machen! - Herr Präsident! Meine Damen und Herren!
Herr Kollege Dr. Lindner! Wir haben uns in den Reihen der SPD gerade gefragt, welche Vi-
sion Sie haben. Wir haben sie gefunden, Ihre Vision ist, wichtig zu sein, aber das ist eine
Illusion.

[Beifall bei der SPD und der PDS]

Sie haben immer schöne Anträge bei der FDP. Sie haben so schöne Überschriften,

[Zurufe von der FDP]

wenigstens die Überschriften sind hübsch: „Mehr Berlin, weniger Staat" und so. Sie haben
auch eine Reihe, die Sie aber nie überschrieben haben, dazu gehört dieser Antrag: „Mal wie-
der von anderen Fraktionen etwas gehört und schnell aufgeschrieben".

[Beifall bei der SPD und der PDS]

Das, was Sie hier vorbringen, hat die SPD-Fraktion deutlich und frühzeitig hier in den Raum
geworfen, und dazu stehen wir auch.

[Zurufe von der FDP]

Wir sind in der Tat dafür, eine Richtlinienkompetenz für den Regierenden Bürgermeister ein-
zuführen. Aber man muss sich das auch genau ansehen.

Ich komme gleich zu Ihren Artikeländerungen. Wenn Sie sich das genau ansehen, dann wer-
den Sie feststellen, dass es eine lange Geschichte der Diskussion über die Richtlinienkom-
petenz gibt. Das fing an, als Bismarck entlassen wurde und der Vater der Weimarer Reichs-
verfassung, Hugo Preuß, dazu eine ganze Aufsatzserie geschrieben hat. Das können Sie bis
zur Kommentierung von Roman Herzog durchdeklinieren, was dort möglicherweise an Fall-
stricken und ähnlichem enthalten ist. Das muss man sich sehr genau ansehen. Dann muss
man sich - erst einmal in den Koalitionen - entsprechend einigen. Das gehört auch mit dazu.

[Dr. Lindner (FDP): Darum geht es hier!]
Es reicht auch nicht, „Richtlinienkompetenz" hineinzuschreiben. Roman Herzog weist in sei-
ner Kommentierung darauf hin, dass es manchmal nicht bei den Richtlinien hängen bleibt,
sondern bei einer wichtigen Frage auch das Einzeldurchgriffsrecht ist. Das ist dann mit ent-
halten und verfassungsrechtlich durchaus möglich. Das können Sie in jeder Kommentierung
zum Grundgesetz nachlesen.



Wir jedenfalls haben nichts dagegen, im Gegenteil, wir sind dafür, solche Verfassungsände-
rungen zu machen. Wir haben auch einen Regierenden Bürgermeister, der durchaus ent-
scheidungsfreudig ist, was in früheren Zeiten nicht immer der Fall war. Aber Sie von der
CDU haben gerade einen, der eher der oberste Aktenleser war, zu Ihrem Ehrenvorsitzenden
gemacht. Dennoch muss man noch auf einiges hinweisen, was Sie in Ihrem Antrag geschrie-
ben haben.

Herr Dr. Lindner, wenn Sie sich auf Brandenburg beziehen, dann müssen Sie allerdings auch
die Brandenburger Texte lesen. Dort heißt es: Die Minister haben trotz der Ernennung durch
den Ministerpräsidenten eine gewisse Parlamentsverantwortung, denn sie führen ihre Ge-
schäfte in „eigener Verantwortung gegenüber dem Landtag". Auch das muss man überlegen,
ob man das haben will oder nicht. In Brandenburg ist es - zu Recht, glaube ich, anders als
das bisher immer gesehen wurde - so, dass die Geschäftsverteilung im Senat - anders auch
als in Ihrem Entwurf - nicht an die Zustimmung des Parlaments gebunden ist. Das wäre aus
meiner Sicht systematisch richtig.

Ich wähle einen weiteren Punkt, der zeigt, dass man das im Ausschuss intensiv beraten
muss, der nicht unwichtig ist. Sie haben das selbst eben mit angesprochen. Das betrifft das,
was in Artikel 58 unserer Verfassung steht, dass die Richtlinien der Politik der Billigung des
Abgeordnetenhauses bedürfen. Sie haben das in dem Zusammenhang angesprochen, dass
jetzt die Richtlinien der Politik vom Regierenden Bürgermeister im Einvernehmen mit dem
Senat und mit der Billigung des Abgeordnetenhauses festgelegt werden. Auch wenn der Re-
gierende Bürgermeister entsprechende Richtlinien der Politik vorlegt, bedürfen sie also der
Billigung des Abgeordnetenhauses.

In der Enquetekommission zur Verfassungsänderung in den 90er Jahre wurde sehr deutlich
gesagt, dass das auch eine andere Funktion hat: Wir haben in der Regel Koalitionsregierun-
gen, und insofern könnte das auch für Sie interessant sein, denn Sie haben ja noch immer
entsprechende Illusionen und Hoffnungen. Die Enquetekommission sagt eindeutig, dass eine
solche Billigung der Richtlinien auch dem Schutz der kleineren Koalitionspartner dient - auch
wenn im ersten Band der Entscheidungen der Landesverfassungsgerichte steht, dass sie
letztendlich keine Wirkungen haben, weil sie nachher wieder einmal geändert werden kön-
nen. Aber sie dient im politischen Bereich - und wir bewegen uns im politischen Bereich -
auch dem Schutz der jeweiligen Koalitionspartner, wenn so etwas einmal festgelegt ist.

Insofern besteht hier noch eine Menge Beratungsbedarf. Ich habe nur einige Punkte kurz
angesprochen, und wir werden das sicherlich im Ausschuss zügig und konsequent beraten.

[Beifall bei der SPD –
Beifall des Abg. Pewestorff (PDS)]


